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hat die 13. Kammer des Arbeitsgerichts Nürnberg auf-Grund der mündlichen Verhandlung 
1 

vom 02.03,2022 durch die Richterin arn Arbeitsgericht ... und die ehrenamtlichen . i 

Richter ... und ... 

für Recht erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, 1.606,20 € brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozent­
punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit dem 27.04.2021 an die
Klägerin zu zahlen. ·

· · 

2. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

3. Der Streitwert wird auf 1.606,20 € festgesetzt.

4. Die Berufung wird nicht gesondert zugelassen.

Tatbestand:, 

Die Parteien streiten um die Zahlung von Urlaubsabgeltung. 

Die Klägerin war vom 25. März 2020 bis 18. September 2020 als pädagogische IMit�rbei­
terin 

_
zuletzt mit einem d�rchschnittlichen Brutto�onatsgehalt von 2900 € bes�h

r

'·tt'.gt. Der
Arbeitsvertrag der Parteien vom 21.2 2020 (Arbeitsvertrag) lautet auszugsweise wie folgt: 
der

· •

,,8. Urlaub: 

8. 1. Der Arbeitnehmer erhält kalenderjährlich einen bezahlten Erholungsurlaub von
insgesamt 29 Arbe�tstagen (bez:ogen auf eine 5-Tage-Woch�J-

1 

(. .. ) 

16. Ausschlussfrist
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J 16. 1 Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem bestehenden Arbeitsverhäl nis - mit
. . 

1 Ausnahme von Ansprüchen, die aus der Verletzung des Lebens, des Köfpers oder

'/;1:_·[.·.·_:_�-,:·.�---_;··.:::_::,_:.'._I_._,_:i_· :::�:�::���(:{;::\ 
der Gesundheit sowie aus vorsätzlichen oder grob fa�rlässigen PflichtJe(letzung

, �- -�- -�;�\t?:\/i
t
t":,f �\ des Arbeitgebers oder seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen resul-

\�::/; ::{,}_t;;�i:{}t�f: !j:} tieren - müssen innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach �älligkeit 
\::�.:; )1(,;:'f=:�z,,Y .. •,.::..:; schriftlich geltend gemacht werden. Der Frist/auf beginnt, sobald der Anspruch ent­

·<J /f!j0y
:;
/ standen ist und der Gläubiger von den den Anspruch begründenden um1ständen .

. '

Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. 

16.2 Wird ein Anspruch nicht formgemäß innerhalb der Ausschlussfrist Jeitend ge-
macht, so führt dies zum endgültigen Erlöschen des Anspruchs "

Mit Urlaubsantrag vom 7. August 2020, mündlich genehmigt am selben Tag, be
:
antragte 

die Klägeri�' Urlaub vom 7. September 2020 bis 18 September 2020.-Es wird B�zug ge-
. ! 

• 1 

nommen auf den Urlaubsantrag Anlage B4, Blatt 27 der Akte. Die Klägerin war �b 18. Au­
i 

gust 2020 arbeitsunfähig erkrankt und legte eine von Dr. N.  arp 
18.8.2020 ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung von 18.08.2020 bis zJm 12. 

! '

September 2020 der Beklagten vor. Am Freitag; dem 28. August 2020, schrieb die Kläge-
1 

rin an die Mitarbeiterinnen der Beklagten, Frau P. und FralJ S., auszugs-
weise folgende E-Mail:, 

·,,In soeben erfolgter Absprache mit Herrn 8. werde ich ab kommenden ' Mon- tag, 

31.8.2020 meinen Dienst wieder aufnehmen.

Ich hoffe, dass ich Ihnen damit entgegenkommend wünsche ansonsten ein schö.,. 

nes Wochenende."

-; 

Es wird Bezug genommen auf Anlage B2, Blatt 25 der Akte. Am 31. August 2020 erschien 
die Klägerin zum Dienst, nahm ihre Tätigkeit jedoch nicht auf. Sie erfuhr an diekem Tag. 
von Morddrohungen von Schülern eines Kurses auch ihr gegenüber. Die Kran�heitsver­
tretung der Klägerin erfolgte weiterhin durch Herrn B., Frau S. und den Kassenwart der 
Filiale am F. Die Klägerin litt an starken Schmeben und war auch in der Zeit von 31. 
August 2020 bis 4. September 2020 arbeitsunfähi�. 

1 
i 
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Mit Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 15. September 2020 wurde der Klägerin von 
Dr. ·N. durch eine Folgebescheinigung vom 18. August 2020 bis 18. September 2020 
Arbeitsunfähigkeit bescheinigt. Die Klägerin legte der Beklagten zudem eine Erstbe­
scheinigung_ vom 17. September 2020, ausgestellt von Dr. R., vor, in der Arbeitsunfä­
higkeit für den Zeitraum 17. September 2020 bis 2. Oktober 2020 bescheinigt.wird. Mit E­
Mail vom 22. September 2020 übermitteltE} die Klägerin an die Beklagte die von Dr. R., 
Facharzt für Orthopädie, ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung und die von Dr. 
N. am 15. September 2020 ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, den Zeitraum 
18. August 2020 bis 18. September 2020 betreffend. Auf die als Anlage B6 vorgelegten 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen, Blatt 29 der Akte, wird verwiesen. 

,/,·:<,� 
Mit Schreiben vom 3. September 2020, der Klägerin zugegangen am 4. September 2020,/:f> �: 

. 
., : -•�:-� \,.:{-;';:) 

sprach die Beklagte die Kündigung innerhalb der Probezeit zum 18. September 2020 -aus' ·. '}'{(iit} 
' . -. . •"'.'., --� �if; 

und stellte die Klägerin unwiderruflich unter Anrechnung von Urlaub bis zur Beendigung ;'.>:, \-::,/
des Arbeitsverhältnisses frei. . · .::/(,i�;;

... ,<:

. Mit Schreiben vom 8. April 2021 forderte die Klägerin die die Beklagte auf, Urlaubsabgel­
tung in Höhe von 1606,20 € brutto zu zahlen. Eine Zahlung erfolgt nicht. 

Mit Klageschrift vom 08.06.2021, beim Arbeitsgericht Nürnberg eingegangen per Fax am 
selben Tag, macht die Klägerin Urlaubsentgelt und für 12 Tage in Höhe von 1606,20 € 
brutto geltend. 

Die Klägerin ist der Ansicht, dass der ursprünglich beantragte und genehmigte Urlaub 
vom 7. bis 18. September 2020 aufgrund der durchgehenden Arbeitsunfähigkeit der Klä­
gerin nicht in Anspruch genornmen werden konnte. Eine Krankschreibung ab dem 7. Sep­
tember 2020 sei nicht erfolgt. Die Richtigkeit der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung sei 
auch nicht durch den Versuch, die Tätigkeit am 31. August 2020 wieder aufzunehmen, wi­
derlegt. Der Klägerin stünden 12 Urlaubstage zur Abgeltung zu. Der Anspruch sei nicht 
verfallen, da in Ziffer 16 des Arbeitsvertrages zwar eine Ausschlussfrist von drei Monaten 
geregelt sei, diese jedoch unwirksam sei, da der Mindestlohn nicht ausgenommen sei. 
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hierzu BAG 25. Mai 2005 - 5 AZR 572/04 - zu IV 5 der Gründe, SAGE 115, 

19) rechtfertigt nicht die Aufrechterhaltung einer sich auch auf den gesetzli­

chen Mindestlohnanspruch erstreckenden Ausschlussfrist {BAG 18. Sep­

tember 2018- 9 AZR 162/18-, l:3AGE 163, 282-300, Rn. 74).

h. Der Urlaubsanspruch von zehn Tagen ist nicht durch Erfüllung untergegan­

gen {§ 362 BGB). Nach allgemeinen Grundsätzen trägt derjenige, der sich 

auf Erfüllung beruft, die Darlegungs- und Beweislast hierfür.

i. Im Hinblick auf den von der Beklagten erhobenen Einwand, die Ur­

laubsansprüche der Klägerin seien durch deren Freistellung r:nit 

Kündigungsschreiben vom 3. September2020 erfüllt worden (§ 362 

Abs. 1 BGB), ist zu beachten, dass die Erfüllung des Anspruchs auf 

Erholungsurlaub eine vom Arbeitgeber im Voraus erklärte unwider­

rufliche Freistellung des Arbeitnehmers von einer sonst 

bestehen­den Arbeitspflicht voraussetzt (vgl. BAG 22. Oktober 2019 

- 9 AZR 98/19-, Rn. 27).

ii. Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht erfüllt. Die Klägerin 

war in der Zeit vom 4. September bis 18. September hicht zur Ar­

beit verpflichtet, da sie arbeitsunfähig erkrankt war. Die Klägerin war 

seit 18. August 2020 bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses ar­

beitsunfähig. Der Beweis k'rankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 

wird in der Regel du_r ch die Vorlage einer ärztlichen Arbeitsunfähig-:­ 

keitsbescheinigung iSd. § 5 Abs. 1 Satz 2 EFZG geführt. Die ord­

nungsgemäß ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist das 

gesetzlich ausdrücklich vorgesehene und insoweit wichtigste Be­

weismittel für das Vorliegen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 

(BAG, Urteil vom 08. September 2021 - 5 AZR 149/21 -, Rn. 12).

iii. Die Klägerin hat der Beklagten unstreitig eine Arbeitsunfähigkeits­

bescheinigung vom 18. August 2020 des behandelnden Arztes, Dr. 

N., die Arbeitsunfähigkeit vom 18. August 2020 bis 12.
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September 2020 betr�ffend vorgelegt; des weiteren eine Folgebe­
scheinigung, ausgestellt am 15. September 2020., betreffJnd den 
Zeitraum vom 18. August 2020 bis 18. 

. 

September 2020· 
1 

u:nd eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 17. September 20f0 vom 
Facharzt für Orthopädie R., 

' 
den Zeitraum vom 17. 

1 
September 

2020 bis 2. Oktober 2020 betreffend. Die Behauptung de� Beklag-
ten, die Klägerin habe eine am 7. September 2020 ausg�stellte 

. Erstbescheinigung für die Zeit vom 7. September bis 2. Qktober 
2020 vorgelegt, wird durch die von der Beklagten selbst als Anlage 

1 

B 6 vorgelegte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung widerlegt. Die An-
lage 86 beinhaltet zwei Arbeitsunfähigkeitsbescheinigunden, eine 
Erstbescheinigung, ausgestellt am -17. September 2020 fur den 

1 

Zeitraum vom 17. September 2020 bis 2. Oktober 2020 U:nd eine 
Folgebescheinigung, ausgestellt am 15. September 2020: für die 

1 • : 

Zeit vom 18. August 2020 bis 18 .. September 2020. 

. 1 

iv. Der Beweiswert der vorgelegten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun-
. 

. 1 

gen ist nicht dadurch erschüttert, dass die Klägerin mit Ef Mail vom
28. August 2020 an Mitarbeiterinnen der Beklagten gesc�rieben 
hat, dass sie nach Absprache mit Herrn Bl. ab kommenden

. ' 

Montag, 31.08.2020, den.Dienst wieder aufnehmen werd� und
hoffe, damit der Beklagten entgegenzukommen. Hieraus ergibt sich
nicht, dass die Klägerin arbeitsfähig war. Dies behauptet auch die
Beklagte nicht. Die zum Ausdruck gebrachte Hoffnung, +t der Auf­
nahme des Dienstes der Beklagten entgegenzukommen,\ indiziert
vielmehr, dass die Klägerin trotz Arbeitsunfähigkeit den Gienst auf-
nehmen wollte. Unstreitig ist die Klägerin am 31. August 2020 ledig­

! 
lieh bei der Beklagten erschienen, hat jedoch ihre Arbeithicht auf-

1 

genommen. 

1 v. Etwas anderes ergibt sich auch ni�ht daraus, dass die KI
1
ägerin mit 

Urlaubsantrag vom 6. August 2020 Urlaub für die Zeit vom 7. Sep-
. . . . 1 

tember bis 18. September 2020 beantragt hat. Nach § 9 BUrlG wer­
/ 
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anderen Verbandes oder Zusammenschlusses mit vergleichbarer Ausrichtung vertreten 
lassen. 

Die Berufung kann auch in elektronischer Form eingelegt und begründ�t i werden. Das
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht g$eignet und mit ei-

'

ner qualifizierten elektronischen Signatur der verantworten.den Person 
 

yersehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg ent­
sprechend § 466 ArbGG übermittelt werden: Wegen näherer Einzelheiten wird verwiesen 
auf die Verordnung über die technischen Rahmenbedingu·ngen des el�ktronischen 

. . !

Rechtsverkehrs und über das besonde_re elektronische Behordenpostf�ch 
 

(ERW) vom 
24. November 2017 in der jeweils geltenden Fassung.

 
Richterin am Arbeitsgericht 

r.1

I 




